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BESCHLUSS (EU) 2024/3219 DES RATES
vom 12. Dezember 2024

iiber den Standpunkt, der im Namen der Europiischen Union im Ausschuss der Vertragsparteien des
Ubereinkommens des Europarats zur Verhiitung und Bekimpfung von Gewalt gegen Frauen und
hiuslicher Gewalt in Bezug auf Aspekte, die die Organe und die 6ffentliche Verwaltung der Union
betreffen zu vertreten ist

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 336 in Verbindung mit
Artikel 218 Absatz 9,

auf Vorschlag der Europidischen Kommission,
in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Das Ubereinkommen des Europarats zur Verhiitung und Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen und hiuslicher
Gewalt (im Folgenden ,Ubereinkommen®) wurde von der Union mit dem Beschluss (EU) 2023/1075 des Rates (') in
Bezug auf die Organe und die offentliche Verwaltung der Union und mit dem Beschluss (EU) 2023/1076 des Rates (3
in Bezug auf Aspekte, die die justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen, Asyl und das Verbot der Zuriickweisung
betreffen, geschlossen, insoweit diese in die ausschlieRliche Zustindigkeit der Union fallen. Das Ubereinkommen trat
fur die Union am 1. Oktober 2023 in Kraft.

(2)  Gemifd Artikel 66 Absatz 1 des Ubereinkommens soll die Expertengruppe fiir die Bekimpfung von Gewalt gegen
Frauen und hiuslicher Gewalt (im Folgenden ,GREVIO®) die Durchfithrung des Ubereinkommens durch die
Vertragsparteien iiberwachen. Gemifl Artikel 68 Absatz 3 des Ubereinkommens werden die Bewertungsverfahren
im Anschluss an das Basisbewertungsverfahren von GREVIO hinsichtlich der von den Vertragsparteien vorgelegten
Berichte iiber gesetzgeberische und sonstige Mafnahmen zur Umsetzung dieses Ubereinkommens in Runden
unterteilt (im Folgenden ,thematische Bewertungsrunden®). Nach Artikel 68 Absatz 11 des Ubereinkommens
beschlieft GREVIO ihren Bericht und ihre Schlussfolgerungen beziiglich der von der betreffenden Vertragspartei
getroffenen Manahmen. Gemif Artikel 68 Absatz 12 des Ubereinkommens kann der mit Artikel 67 des
Ubereinkommens eingesetzte Ausschuss der Vertragsparteien (,Committee of the Parties“ — CoP) auf der Grundlage
der Berichte und Schlussfolgerungen von GREVIO Empfehlungen an die betreffende Vertragspartei richten.

(3)  Die erste der thematischen Bewertungsrunden mit dem Titel ,Vertrauensbildung durch Unterstiitzung, Schutz und
Justiz“ wurde 2022 gestartet und lduft von 2023 bis 2031. Sie bezieht sich auf 19 konkrete Bestimmungen des
Ubereinkommens, nimlich die Artikel 7, 8, 11, 12, 14, 15, 16, 18, 20, 22, 25, 31, 48, 49, 50, 51, 52, 53 und 56,
und betrifft die Umsetzung von Bestimmungen des Ubereinkommens durch die Vertragsparteien, die auch fiir die
Union — in Bezug auf ihre eigenen Organe und offentliche Verwaltung — gelten.

(4 Im September 2024 legte das Sekretariat des Ausschusses der Vertragsparteien den Vertragsparteien den
Beschlussentwurf 1C-CP(2024)10 iiber aufgrund der Berichte von GREVIO im Rahmen der ersten thematischen
Bewertungsrunde anzunehmende Empfehlungen vor (im Folgenden ,Beschlussentwurf). In dem Beschlussentwurf
werden ein Verfahren fiir die Annahme und Uberwachung der Umsetzung der Empfehlungen durch den Ausschuss
der Vertragsparteien sowie eine Musterempfehlung festgelegt. Der Beschlussentwurf soll in der 17. Sitzung des
Ausschusses der Vertragsparteien am 17. Dezember 2024 erortert und nach Méglichkeit angenommen werden.

(5)  Die Union verfiigt tiber die ausschliefliche Zustindigkeit, iiber die Annahme der im Ubereinkommen festgelegten
Verpflichtungen in Bezug auf ihre eigenen Organe und offentliche Verwaltung zu entscheiden, sofern sie in den
Anwendungsbereich des Artikels 336 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union fallen. In seinem
Gutachten 1/19 () bestitigte der Gerichtshof der Europdischen Union, dass ein erheblicher Teil der Verpflichtungen
aus dem Ubereinkommen im Zusammenhang mit der Ergreifung von vorbeugenden Mafnahmen und
Schutzmafnahmen im Wesentlichen auch fir die Verwaltungsbediensteten der Union sowie fur die Besucher der
Raumlichkeiten und Gebdude ihrer Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen gelten wiirden.

() Beschluss (EU) 2023/1075 des Rates vom 1. Juni 2023 iiber den Abschluss — im Namen der Europdischen Union — des
Ubereinkommens des Europarats zur Verhiitung und Bekimpfung von Gewalt gegen Frauen und héuslicher Gewalt in Bezug auf die
Organe und die Ooffentliche Verwaltung der Union (ABL. L 143 I vom 2.6.2023, S. 1. ELL http://data.ecuropa.
eu/eli/dec/2023/1075/0j).

() Beschluss (EU) 2023/1076 des Rates vom 1. Juni 2023 iiber den Abschluss — im Namen der Europdischen Union — des
Ubereinkommens des Europarats zur Verhiitung und Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen und hiuslicher Gewalt in Bezug auf
Aspekte, die die justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen, Asyl und das Verbot der Zuriickweisung betreffen (ABL. L 143 I vom
2.6.2023, S. 4. ELL http://data.europa.eufeli/dec/2023/1076/0j).

C) Gutachten des Gerichtshofs vom 6. Oktober 2021, Ubereinkommen von Istanbul, 1/19, ECLLEU:C:2021:832, Randnummer 305.
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(6)  Es ist angezeigt, den Standpunkt festzulegen, der im Namen der Union im Ausschuss der Vertragsparteien zu
vertreten ist, da in dem Beschlussentwurf das Verfahren fiir die Annahme und Uberwachung der Umsetzung der an
die Vertragsparteien gerichteten Empfehlungen zu Aspekten, die die Organe und die offentliche Verwaltung der
Union betreffen, festgelegt wird. Solche Empfehlungen werden geeignet sein, den Inhalt des Unionsrechts
mafSgeblich zu beeinflussen, da sie sich kiinftig auf die Auslegung der einschligigen Bestimmungen des
Ubereinkommens auswirken kénnen.

(7)  Der Beschlussentwurf sieht vor, dass sich die Empfehlungen auf die besonders dringenden Bedenken beschrinken,
die von GREVIO in ihren Berichten geduflert wurden. Zu diesen Bedenken gehéren Mangel, die GREVIO zufolge ein
sofortiges Tatigwerden erfordern, was durch die Verwendung des Verbs ,urges* (fordert auf) kenntlich gemacht wird,
sowie die Probleme, die nach Ansicht von GREVIO in naher Zukunft behoben werden sollten, was in dem Verb
,strongly encourages* (appelliert nachdriicklich) zum Ausdruck kommt; dabei konnen alle Kapitel des Uberein-
kommens betroffen sein.

(8)  Der Beschlussentwurf sicht vor, dass der Ausschuss der Vertragsparteien die Umsetzung der Empfehlungen
iiberwacht, indem er die betreffende Vertragspartei auffordert, binnen drei Jahren nach Annahme der Empfehlung
einen schriftlichen Bericht tiber die getroffenen Maflnahmen vorzulegen. Gemafl dem Beschlussentwurf kann der
Ausschuss der Vertragsparteien sich danach entscheiden, keine weiteren Aufsichtsmafinahmen zu ergreifen, um
Uberschneidungen mit kiinftigen thematischen Bewertungsrunden zu vermeiden.

(9)  Der Beschlussentwurf sieht vor, dass der betreffenden Vertragspartei in den Empfehlungen nahegelegt wird, die
verbleibenden, weniger dringenden Vorschlige von GREVIO umzusetzen, sodass samtlichen Schlussfolgerungen von
GREVIO Geniige getan wird, und dieser Vertragspartei ein kontinuierlicher Dialog mit GREVIO empfohlen wird.

(10) Die Union sollte dem Beschlussentwurf zustimmen, da das darin festgelegte Verfahren mit dem thematischen
Basisbewertungsverfahren gemif Artikel 68 des Ubereinkommens, das bereits angewandt wird und eine wirksame
Durchfithrung aller fir die thematische Bewertung ausgewdahlten Bestimmungen gewdhrleistet, vereinbar ist und
Uberschneidungen bei den Uberwachungsverfahren vermieden werden.

(11)  Die Union sollte deshalb im Ausschuss der Vertragsparteien den Standpunkt vertreten, dass die Annahme des
Beschlussentwurfs einschlieflich der vorgeschlagenen Musterempfehlung gemif8 dessen Anlage I unterstiitzt wird.

(12 Um in der Sitzung des Ausschusses der Vertragsparteien fiir die notige Flexibilitit zu sorgen, sollte vorgesehen
werden, dass spezifische Anderungen am Beschlussentwurf ohne einen weiteren Beschluss des Rates im Namen der
Union vereinbart werden kénnen —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der im Namen der Union in der 17. Sitzung des nach Artikel 67 des Ubereinkommens des Europarats zur Verhiitung und
Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen und héuslicher Gewalt (im Folgenden ,Ubereinkommen*) eingesetzten Ausschusses
der Vertragsparteien (,Committee of the Parties* — CoP) zu vertretende Standpunkt besteht darin, die Annahme des
Beschlussentwurfs IC-CP(2024)10 tiber vom Ausschuss der Vertragsparteien anzunchmenden Empfehlungen (im Folgenden
,Beschlussentwurf) einschlielich der vorgeschlagenen Musterempfehlung gemidfl dessen Anlage I (im Folgenden ,Anlage
[) zu unterstiitzen.

Artikel 2

Kann iiber die folgenden Buchstaben der Anlage I gemdfl dem Textentwurf keine Einigung erzielt werden, so konnen die
Vertreter der Union im Ausschuss der Vertragsparteien ohne einen weiteren Beschluss des Rates folgenden Anderungen
zustimmen:

— Buchstabe B: Verldngerung der Frist von drei Jahren, innerhalb deren die betreffende Vertragspartei dem Ausschuss der
Vertragsparteien einen schriftlichen Bericht @iber die zur Durchfithrung des Ubereinkommens getroffenen Mafnahmen
vorlegen muss;

— Buchstabe C: Streichung der Empfehlung, dass die betreffende Vertragspartei Malnahmen ergreift, um die weiteren
Schlussfolgerungen der ersten thematischen Evaluierungsberichte von GREVIO umzusetzen;

— Buchstabe D: Streichung der Aufforderung an die betreffende Vertragspartei, den Dialog iiber die Fortschritte mit
GREVIO fortzusetzen.
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AufSerdem konnen die Vertreter der Union im Ausschuss der Vertragsparteien ohne einen weiteren Beschluss des Rates
geringfiigige Anderungen am Beschlussentwurf einschliefSlich der Anlage I vornehmen, die den in Artikel 1 dieses
Beschlusses genannten Standpunkt nicht wesentlich verandern.

Artikel 3

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.

Geschehen zu Briissel am 12. Dezember 2024.

Im Namen des Rates
Der Prisident
PINTER S.

ELL: http://data.europa.cu/eli/dec/2024/3219/oj 3/3



	Beschluss (EU) 2024/3219 des Rates vom 12. Dezember 2024 über den Standpunkt, der im Namen der Europäischen Union im Ausschuss der Vertragsparteien des Übereinkommens des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt in Bezug auf Aspekte, die die Organe und die öffentliche Verwaltung der Union betreffen zu vertreten ist

